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� Spätestens seit 1. Januar
2015 müssen Wohnungen

in Hessen mit Rauchwarnmelder
ausgestattet sein. Die Installati-
on ist nach der hessischen Bau-
ordnung Angelegenheit des
Hauseigentümers oder des Ver-
mieters. Rauchwarnmelder sol-
len im Ernstfall Leben retten.
Dass mit Rauchwarnmeldern
aber auch Geschäfte gemacht
werden, wird niemand ernsthaft
überraschen. Und dass hinsicht-
lich der Anschaffungskosten von
der Vermieterseite oftmals nicht
besonders preisbewusst gehan-
delt wird, ist auch nicht verwun-
derlich, werden doch die An-
schaffungskosten wie auch die
jährlichen Wartungskosten in al-
ler Regel auf die Mieter abge-
wälzt.
Es gibt allerdings sehr unter-
schiedliche Qualitäten von
Rauchwarnmeldern. Und es gibt
Rauchwarnmelder der Premi-
umklasse, bei denen mittels
Funk die Fernwartung sämtli-

cher im Hause angebrachter Ge-
räte über ein Steuerungsgerät er-
möglicht wird. Da war es nur eine
Frage der Zeit, bis ein besonders
kritischer Mieter die Frage auf-
warf, ob es noch mit den Grund-

rechten unserer Verfassung ver-
einbar ist, wenn mittels der ver-
bauten Ultraschallsensoren und
Infrarottechnologie die Möglich-
keit eröffnet wird, Bewegungs-
profile von Personen zu erstel-
len, die sich in der Wohnung auf-
halten.
Ein Mieter wollte es genau wis-
sen und zog mit einer Beschwer-
de vor das Bundesverfassungs-
gericht, nachdem er auf dem Zi-
vilrechtswege vom Amtsgericht
und auch vom Landgericht zur
Duldung des Einbaus funkge-
steuerter Rauchwarnmelder ver-
urteilt worden war. Mit seiner
Verfassungsbeschwerde rügte
der Mieter die Verletzung seines

allgemeinen Persönlichkeits-
rechts aus Artikel 1 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 2 Absatz
1 und Artikel 13 Absatz 1, Artikel
19 Absatz 4 und Artikel 20 Absatz
3 Grundgesetz. Das Landgericht
habe die Tragweite seiner
Grundrechte auf informationelle
Selbstbestimmung und Unver-
letzlichkeit der Wohnung grund-
legend verkannt. Dies ergebe
sich schon daraus, dass die von
der Vermieterseite eingebauten
Rauchwarnmelder über weitere
Funktionen verfügten, die ge-
setzlich nicht vorgeschrieben
seien. Daher könne ein Mieter
auch nicht zur Duldung eines
Einbaus verpflichtet sein.
Letztendlich drang der Mieter
aber mit seiner Verfassungsbe-
schwerde nicht durch, weil das
Bundesverfassungsgericht die
Beschwerde in erster Linie aus
verfahrenstechnischen Gründen
für unzulässig hielt (BVerfG, Be-
schluss vom 8. Dezember 2015 –
Az: 1 BvR 2921/15).
In Anbetracht der Tatsache, dass
die Immobilienwirtschaft aber
schon in den Startlöchern sitzt
und auf das nächste große Ge-
schäft mit der funkgesteuerten,
vollautomatisierten schönen
neuen Welt des vernetzten
„Smart Home“ hofft, darf darü-
ber spekuliert werden, wie lange
es dauern wird, bis als Nächstes
der funkgesteuerte Rollladen
das Bundesverfassungsgericht
beschäftigen wird. �

Persönliches

�Der Mieterbund Wiesba-
den möchten Sie darüber

informieren, dass seine Rechts-
beraterin Julia-Friederike Zeller-
hoff mit Wirkung zum 1. Februar
2016 zur neuen stellvertretenden
Geschäftsführerin befördert
wurde.
Rechtsanwältin Zellerhoff ge-
hört dem Mieterbund Wiesbaden

bereits seit Anfang 2013 an und
ist seitdem für die außergericht-
liche Beratung von Mitgliedern
des Vereins in deren Mietangele-
genheiten im Rahmen der allge-
meinen Beratungstätigkeiten zu-
ständig. Nachdem Julia-Friederi-
ke Zellerhoff zunächst als freie
Mitarbeiterin beschäftigt wurde,
hat sie seit Frühjahr 2014 eine
feste Anstellung.
In Zukunft wird Rechtsanwältin
Zellerhoff nicht nur – wie bisher
auch – im Rahmen der Rechtsbe-
ratung tätig sein, sondern die Ge-
schäftsführung unterstützen,
insbesondere im Bereich der Per-
sonalangelegenheiten sowie in
anderer vielfältiger Art und Wei-
se.
Der Verein freut sich mit Julia-
Friederike Zellerhoff über ihre
neuen Aufgaben und wünscht
ihr für die Zukunft weiterhin viel
Erfolg und gutes Geschick auch
im Interesse seiner Mitglieder. �

Verstoßen funkgesteuerte
Rauchwarnmelder

gegen die Verfassung?

Neu: „Mieter-Montag“
Der Mieterbund Wiesbaden freut sich, Ihnen mitteilen zu dür-
fen, dass er sein Serviceangebot für Mitglieder weiter ausbau-
en konnte. So wird ab sofort in unregelmäßigen Abständen als
neue Veranstaltungsreihe der „Mieter-Montag“ zu unterschied-
lichen mietrechtlichen Schwerpunkten durchgeführt werden.
Die erste Veranstaltung zu einem aktuellen Thema wird am
Montag, den 9. Mai 2016, um 18.00 Uhr in der Geschäftsstelle
des Mieterbundes stattfinden. Der Verein wird hierzu noch per
Aushang in der Geschäftsstelle und über die Presse einladen.
Der Mieterbund Wiesbaden freut sich, Sie am 9. Mai 2016 in
seinen Räumlichkeiten begrüßen zu können, und freut sich mit
Ihnen auf die neue Veranstaltungsreihe.
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